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A. Gegenstand der Arbeit und praktische Relevanz

Die Verständigung im Strafverfahren ist von außerordentlich hoher prakti-
scher Relevanz. Obwohl konsensuale Verfahrenspraktiken rechtsstaatlichen 
Bedenken ausgesetzt sind und für Richterinnen und Richter1 vielfältige 
Rechtsanwendungsprobleme und sogar Strafbarkeitsrisiken bergen, wird 
etwa ein Fünftel aller Strafverfahren an Amts- und Landgerichten durch Ab-
sprachen erledigt.2 

Im Volksmund ist mit Verständigung gemeint, sich über etwas zu einigen 
oder gemeinsam eine Lösung zu finden, die von allen akzeptiert werden 
kann.3 Man könnte etwa sagen: „Ich habe mich mit meinem Nachbarn darü-
ber verständigt, was mit dem an mein Grundstück angrenzenden Bambus 
geschehen soll.“ Tatsächlich verwendet der Gesetzgeber eine ähnliche For-
mulierung. Er spricht davon, dass „das Gericht und die Verfahrensbeteilig-
ten … versuchen, sich über den weiteren Verfahrensfortgang und insbeson-
dere das Ergebnis des Strafverfahrens zu verständigen.“4 Auch das Gesetz 
selbst besagt in § 257c I 1 StPO, dass sich das Gericht „in geeigneten Fällen 
mit den Verfahrensbeteiligten nach Maßgabe der folgenden Absätze über den 
weiteren Fortgang und das Ergebnis des Verfahrens verständigen“ kann. Das 
BVerfG bezeichnet Verständigungen konkreter als „Absprachen zwischen 
dem Gericht, der Staatsanwaltschaft sowie der Verteidigung und dem Ange-
klagten, nach denen das Gericht dem Angeklagten für den Fall eines Ge-
ständnisses eine bestimmte Strafe oder jedenfalls eine Strafobergrenze 
zusagt.“5 Die Literatur schließlich sieht die Verständigung als „eine Art der 
Verfahrenserledigung, die nicht allein auf hoheitlich-autoritativem Richter-
spruch gründet, sondern ihre Gestalt und Rechtfertigung in erster Linie aus 
dem Einvernehmen der Protagonisten des Verfahrens (Gericht, Staatsanwalt-
schaft und Angeklagter) bezieht.“6

1  Allein aus sprachlichen Gründen wird in der Folge lediglich die männliche Form 
benutzt.

2  Nachzulesen in BVerfGE 133, 168 (194 Rn. 49) = BeckRS 2013, 48285.
3  Etwa Duden bei „verständigen“, abrufbar unter http: /  / www.duden.de / rechtschrei 

bung / verstaendigen#b2-Bedeutung-3, zuletzt aufgerufen am 19.4.2018.
4  BT-Drs. 16 / 12310, S. 1.
5  BVerfGE 133, 168 (171 Rn. 2) = BeckRS 2013, 48285.
6  Niemöller, in: Niemöller / Schlothauer / Weider, 2010, Teil A Rn. 1, Kursivierung 

im Original. Das Einvernehmen sieht auch das BVerfG in seinem jüngsten Beschluss 
zur Verständigung als wesentliches Merkmal an, vgl. BVerfG, NStZ 2016, 422 (424).
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Durch das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 
29.7.20097 wurde vornehmlich mit der Vorschrift des § 257c StPO versucht, 
Auswüchse der früheren Verständigungspraxis zu unterbinden und die bis 
dahin von der höchstrichterlichen Judikatur konkretisierten verfassungsrecht-
lichen Vorgaben festzuschreiben.

Insbesondere in komplexen Fallgestaltungen  – vornehmlich des Wirt-
schaftsstrafrechts  – bietet diese Praxis attraktive Möglichkeiten der Verfah-
rensbeschleunigung.8 Auch wenn man die zunächst praeter legem entwickelte 
Verständigung nach Inkrafttreten des § 257c StPO als ein nunmehr auch vom 
Gesetzgeber ausdrücklich anerkanntes „Institut des Strafverfahrensrechts“ 
einstufen darf,9 muss ihre konkrete Ausgestaltung den mit Verfassungsrang 
ausgestatteten Prozessmaximen des Strafprozessrechts Rechnung tragen.

Aufgabe und Ziel dieser Dissertation ist es, die Zulässigkeit und Grenzen 
der strafprozessualen Verständigung ausgehend von der gesetzlichen Rege-
lung des § 257c StPO und der Grundsatzentscheidung des BVerfG vom 
19.3.2013 im Lichte der verfassungsrechtlichen Vorgaben nach Maßgabe der 
praktischen Konkordanz zu konkretisieren. Weiter ist zu untersuchen, ob ein 
Strafverfahren mit Hilfe der Verständigung prozessökonomisch und doch 
revisionssicher und verfassungskonform gestaltet werden kann. Das ist an
gesichts der hohen Zahl an begründeten Revisionen, die ihren Grund in einer 
misslungenen Verständigung haben, kein leichtes Unterfangen.10 Auch 
rechtsstaatliche Bedenken sind im Zusammenhang mit Verständigungen im 
Bereich des für den Beschuldigten stets ganz besonders belastenden Strafver-
fahrens naheliegend. Es besteht großes Druckpotenzial, welches die Grenze 
zur Verfassungswidrigkeit erreicht und den Rechtsstaat vor Herausforderun-
gen besonderer Art stellt. So spekuliert das BVerfG, ob sich die beteiligten 
Akteure (namentlich Richter, Staatsanwalt und Verteidiger) selbst strafbar 
machen können, wenngleich es lediglich den eher fernliegenden § 348 StGB, 
die Falschbeurkundung im Amt, ins Spiel bringt, anstatt den weit relevante-
ren § 339 StGB, die Rechtsbeugung, anzudenken.11 Die obergerichtliche 
Rechtsprechung ging in einem Fall sogar so weit, ein Instanzenurteil für 
gänzlich nichtig und unwirksam zu erklären.12 Somit steht zu befürchten, 
dass bei penibler Beachtung aller Anforderungen die Vorteile und Anreize 

7  BGBl. I 2009 Nr. 49, S. 2353 (vom 3.8.2009, Inkrafttreten am 4.8.2009).
8  So auch Volk / Engländer, Grundkurs StPO, 2013, § 30 Rn. 2.
9  Beulke, Strafprozessrecht, 2016, Rn. 394. Schünemann, Wetterzeichen, 2005, 

S. 9, sprach noch von einer „Praxis gegen das Gesetz“.
10  Vgl. allein das Februar-Heft des StV 2016, in dem ganze zwölf Entscheidungen 

(davon elf vom BGH) zur Verständigung abgedruckt sind.
11  BVerfGE 133, 168 (213 f. Rn. 78) = NJW 2013, 1058 (1064).
12  OLG München, NJW 2013, 2371.
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der Verständigung vom schieren Zeitaufwand für ihre verfassungsrechtlich 
geforderten Förmlichkeiten wieder zunichtegemacht werden. Vor diesem 
Hintergrund drängt es sich geradezu auf, nach prozessökonomischen Alterna-
tiven zur Verständigung zu suchen, die de lege lata der Verständigung mög-
licherweise vorzuziehen sind. Um diese Alternativen zu finden oder Zuläs-
sigkeit und Grenzen der Verständigung zu konkretisieren, soll auch ein 
rechtsvergleichender Blick in benachbarte Rechtssysteme geworfen und un-
tersucht werden, wie dort verständigungsähnliche Regelungen gehandhabt 
werden. Wie zu zeigen ist, können aus der rechtsvergleichenden Untersu-
chung Lehren für das deutsche Strafverfahrensrecht gezogen werden.

Unsere Untersuchung soll schließlich in die Beantwortung der forschungs-
leitenden Frage münden, ob das geltende Recht eine prozessökonomischere 
Alternative zur verständigungsbasierten Erledigungspraxis zur Verfügung 
stellt.


